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RICHTLINIE 2011/83/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 25. Oktober 2011 

über die Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 
93/13/EWG des Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

KAPITEL I 

GEGENSTAND, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND GELTUNGS­
BEREICH 

Artikel 1 

Gegenstand 

Zweck dieser Richtlinie ist es, durch Angleichung bestimmter Aspekte 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten in Bezug 
auf Verträge, die zwischen Verbrauchern und Unternehmern geschlos­
sen werden, ein hohes Verbraucherschutzniveau zu erreichen und damit 
zum ordnungsgemäßen Funktionieren des Binnenmarkts beizutragen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnen die Ausdrücke 

1. „Verbraucher“ jede natürliche Person, die bei von dieser Richtlinie 
erfassten Verträgen zu Zwecken handelt, die außerhalb ihrer ge­
werblichen, geschäftlichen, handwerklichen oder beruflichen Tätig­
keit liegen; 

2. „Unternehmer“ jede natürliche oder juristische Person, unabhängig 
davon, ob letztere öffentlicher oder privater Natur ist, die bei von 
dieser Richtlinie erfassten Verträgen selbst oder durch eine andere 
Person, die in ihrem Namen oder Auftrag handelt, zu Zwecken tätig 
wird, die ihrer gewerblichen, geschäftlichen, handwerklichen oder 
beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden können; 

3. „Waren“ bewegliche körperliche Gegenstände mit Ausnahme von 
Gegenständen, die aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen 
oder anderen gerichtlichen Maßnahmen verkauft werden; als Waren 
im Sinne dieser Richtlinie gelten auch Wasser, Gas und Strom, 
wenn sie in einem begrenzten Volumen oder in einer bestimmten 
Menge zum Verkauf angeboten werden; 

4. „nach Verbraucherspezifikation angefertigte Waren“ Waren, die 
nicht vorgefertigt sind und für deren Herstellung eine individuelle 
Auswahl oder Entscheidung durch den Verbraucher maßgeblich ist; 

5. „Kaufvertrag“ jeden Vertrag, durch den der Unternehmer das Ei­
gentum an Waren an den Verbraucher überträgt oder deren Über­
tragung zusagt und der Verbraucher hierfür den Preis zahlt oder 
dessen Zahlung zusagt, einschließlich von Verträgen, die sowohl 
Waren als auch Dienstleistungen zum Gegenstand haben; 

▼B
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6. „Dienstleistungsvertrag“ jeden Vertrag, der kein Kaufvertrag ist und 
nach dem der Unternehmer eine Dienstleistung für den Verbraucher 
erbringt oder deren Erbringung zusagt und der Verbraucher hierfür 
den Preis zahlt oder dessen Zahlung zusagt; 

7. „Fernabsatzvertrag“ jeden Vertrag, der zwischen dem Unternehmer 
und dem Verbraucher ohne gleichzeitige körperliche Anwesenheit 
des Unternehmers und des Verbrauchers im Rahmen eines für den 
Fernabsatz organisierten Vertriebs- bzw. Dienstleistungssystems ge­
schlossen wird, wobei bis einschließlich zum Zeitpunkt des Ver­
tragsabschlusses ausschließlich ein oder mehrere Fernkommunikati­
onsmittel verwendet wird/werden; 

8. „außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossener Vertrag“ jeden 
Vertrag zwischen dem Unternehmer und dem Verbraucher, 

a) der bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit des Unterneh­
mers und des Verbrauchers an einem Ort geschlossen wird, 
der kein Geschäftsraum des Unternehmers ist; 

b) für den der Verbraucher unter den unter Buchstabe a genannten 
Umständen ein Angebot gemacht hat; 

c) der in den Geschäftsräumen des Unternehmers oder durch Fern­
kommunikationsmittel geschlossen wird, unmittelbar nachdem 
der Verbraucher an einem anderen Ort als den Geschäftsräumen 
des Unternehmers bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit 
des Unternehmers und des Verbrauchers persönlich und indivi­
duell angesprochen wurde; oder 

d) der auf einem Ausflug geschlossen wird, der von dem Unter­
nehmer in der Absicht oder mit dem Ergebnis organisiert wurde, 
dass er für den Verkauf von Waren oder die Erbringung von 
Dienstleistungen beim Verbraucher wirbt und entsprechende 
Verträge mit dem Verbraucher abschließt; 

9. „Geschäftsräume“ 

a) unbewegliche Gewerberäume, in denen der Unternehmer seine 
Tätigkeit dauerhaft ausübt, oder 

b) bewegliche Gewerberäume, in denen der Unternehmer seine Tä­
tigkeit für gewöhnlich ausübt; 

10. „dauerhafter Datenträger“ jedes Medium, das es dem Verbraucher 
oder dem Unternehmer gestattet, an ihn persönlich gerichtete Infor­
mationen derart zu speichern, dass er sie in der Folge für eine für 
die Zwecke der Informationen angemessene Dauer einsehen kann, 
und das die unveränderte Wiedergabe der gespeicherten Informatio­
nen ermöglicht; 

11. „digitale Inhalte“ Daten, die in digitaler Form hergestellt und bereit­
gestellt werden; 

12. „Finanzdienstleistung“ jede Bankdienstleistung sowie jede Dienst­
leistung im Zusammenhang mit einer Kreditgewährung, Versiche­
rung, Altersversorgung von Einzelpersonen, Geldanlage oder Zah­
lung; 

13. „öffentliche Versteigerung“ eine Verkaufsmethode, bei der der Un­
ternehmer Verbrauchern, die bei der Versteigerung persönlich an­
wesend sind oder denen diese Möglichkeit gewährt wird, Waren 
oder Dienstleistungen anbietet, und zwar in einem vom Versteigerer 
durchgeführten, auf konkurrierenden Geboten basierenden trans­
parenten Verfahren, bei dem der Bieter, der den Zuschlag erhalten 
hat, zum Erwerb der Waren oder Dienstleistungen verpflichtet ist; 

▼B
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14. „gewerbliche Garantie“ jede dem Verbraucher gegenüber zusätzlich 
zur gesetzlichen Gewährleistung eingegangene Verpflichtung des 
Unternehmers oder eines Herstellers (Garantiegebers), den Kauf­
preis zu erstatten oder die Waren auszutauschen oder nachzubessern 
oder Dienstleistungen für sie zu erbringen, falls sie nicht diejenigen 
Eigenschaften aufweisen oder andere als die Mängelfreiheit betref­
fende Anforderungen nicht erfüllen, die in der Garantieerklärung 
oder der einschlägigen Werbung, wie sie bei oder vor dem Ab­
schluss des Vertrags verfügbar war, beschrieben sind; 

15. „akzessorischer Vertrag“ einen Vertrag, mit dem der Verbraucher 
Waren oder Dienstleistungen erwirbt, die im Zusammenhang mit 
einem Fernabsatzvertrag oder einem außerhalb von Geschäftsräu­
men geschlossenen Vertrag stehen und bei dem diese Waren oder 
Dienstleistungen von dem Unternehmer oder einem Dritten auf der 
Grundlage einer Vereinbarung zwischen diesem Dritten und dem 
Unternehmer geliefert oder erbracht werden. 

Artikel 3 

Geltungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt unter den Bedingungen und in dem Umfang, 
wie sie in ihren Bestimmungen festgelegt sind, für jegliche Verträge, die 
zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher geschlossen wer­
den. Sie gilt auch für Verträge über die Lieferung von Wasser, Gas, 
Strom oder Fernwärme, einschließlich durch öffentliche Anbieter, sofern 
diese Güter auf vertraglicher Basis geliefert werden. 

(2) Kollidiert eine Bestimmung dieser Richtlinie mit einer Bestim­
mung eines anderen Unionsrechtsakts, der spezifische Sektoren regelt, 
so hat die Bestimmung dieses anderen Unionsrechtsakts Vorrang und 
findet auf diese spezifischen Sektoren Anwendung. 

(3) Diese Richtlinie gilt nicht für Verträge 

a) über soziale Dienstleistungen, einschließlich der Bereitstellung und 
Vermietung von Sozialwohnungen, der Kinderbetreuung oder der 
Unterstützung von dauerhaft oder vorübergehend hilfsbedürftigen 
Familien oder Personen, einschließlich Langzeitpflege; 

b) über Gesundheitsdienstleistungen gemäß Artikel 3 Buchstabe a der 
Richtlinie 2011/24/EU, unabhängig davon, ob sie von einer Einrich­
tung des Gesundheitswesens erbracht werden; 

c) über Glücksspiele, die einen geldwerten Einsatz verlangen, ein­
schließlich Lotterien, Glücksspiele in Spielkasinos und Wetten; 

d) über Finanzdienstleistungen; 

e) über die Begründung, den Erwerb oder die Übertragung von Eigen­
tum oder anderen Rechten an Immobilien; 

f) über den Bau von neuen Gebäuden, erhebliche Umbaumaßnahmen 
an bestehenden Gebäuden oder die Vermietung von Wohnraum; 

▼M1 
g) über Pauschalreisen im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 der Richt­

linie (EU) 2015/2302 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ). 

▼B 

( 1 ) Richtlinie (EU) 2015/2302 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. November 2015 über Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen, zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 
2011/83/EU sowie zur Aufhebung der Richtlinie 90/314/EWG des Rates 
(ABl. L 326 vom 11.12.2015, S. 1).



 

02011L0083 — DE — 01.07.2018 — 001.001 — 5 

Artikel 6 Absatz 7, Artikel 8 Absätze 2 und 6 und Artikel 19, 
Artikel 21 und Artikel 22 der vorliegenden Richtlinie gelten für 
Pauschalreisen im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 der Richtlinie 
(EU) 2015/2302 in Bezug auf Reisende im Sinne des Artikels 3 
Nummer 6 der genannten Richtlinie entsprechend; 

▼B 
h) die in den Geltungsbereich der Richtlinie 2008/122/EG des Europäi­

schen Parlaments und des Rates vom 14. Januar 2009 über den 
Schutz der Verbraucher im Hinblick auf bestimmte Aspekte von 
Teilzeitnutzungsverträgen, Verträgen über langfristige Urlaubspro­
dukte sowie Wiederverkaufs- und Tauschverträgen ( 1 ) fallen; 

i) die nach dem Recht der Mitgliedstaaten vor einem öffentlichen 
Amtsträger geschlossen werden, der gesetzlich zur Unabhängigkeit 
und Unparteilichkeit verpflichtet ist und durch umfassende rechtliche 
Aufklärung sicherzustellen hat, dass der Verbraucher den Vertrag nur 
aufgrund gründlicher rechtlicher Prüfung und in Kenntnis seiner 
rechtlichen Tragweite abschließt; 

j) über die Lieferung von Lebensmitteln, Getränken oder sonstigen 
Haushaltsgegenständen des täglichen Bedarfs, die am Wohnsitz, 
am Aufenthaltsort oder am Arbeitsplatz eines Verbrauchers von ei­
nem Unternehmer im Rahmen häufiger und regelmäßiger Fahrten 
geliefert werden; 

k) über die Beförderung von Personen mit Ausnahme des Artikels 8 
Absatz 2 und der Artikel 19 und 22; 

l) die unter Verwendung von Warenautomaten oder automatisierten 
Geschäftsräumen geschlossen werden; 

m) die mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln mit Hilfe öffent­
licher Fernsprecher zu deren Nutzung geschlossen werden oder die 
zur Nutzung einer einzelnen von einem Verbraucher hergestellten 
Telefon-, Internet- oder Faxverbindung geschlossen werden. 

(4) Die Mitgliedstaaten können beschließen, diese Richtlinie auf au­
ßerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge, bei denen die vom 
Verbraucher zu zahlende Gegenleistung 50 EUR nicht überschreitet, 
nicht anzuwenden und keine entsprechenden nationalen Bestimmungen 
aufrechtzuerhalten oder einzuführen. Die Mitgliedstaaten können in den 
nationalen Rechtsvorschriften einen niedrigeren Schwellenwert festset­
zen. 

(5) Diese Richtlinie lässt das allgemeine innerstaatliche Vertragsrecht 
wie die Bestimmungen über die Wirksamkeit, das Zustandekommen 
oder die Wirkungen eines Vertrags, soweit Aspekte des allgemeinen 
Vertragsrechts in dieser Richtlinie nicht geregelt werden, unberührt. 

(6) Diese Richtlinie hindert Unternehmer nicht daran, Verbrauchern 
Vertragsbedingungen anzubieten, die über den in dieser Richtlinie vor­
gesehenen Schutz hinausgehen. 

Artikel 4 

Grad der Harmonisierung 

Sofern diese Richtlinie nichts anderes bestimmt, erhalten die Mitglied­
staaten weder von den Bestimmungen dieser Richtlinie abweichende 
innerstaatliche Rechtsvorschriften aufrecht noch führen sie solche ein; 
dies gilt auch für strengere oder weniger strenge Rechtsvorschriften zur 
Gewährleistung eines anderen Verbraucherschutzniveaus. 

▼M1 

( 1 ) ABl. L 33 vom 3.2.2009, S. 10.
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KAPITEL II 

INFORMATION DER VERBRAUCHER BEI ANDEREN ALS FERN­
ABSATZVERTRÄGEN ODER AUSSERHALB VON GESCHÄFTSRÄU­

MEN GESCHLOSSENEN VERTRÄGEN 

Artikel 5 

Informationspflichten bei anderen als Fernabsatzverträgen oder 
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen 

(1) Bevor der Verbraucher durch einen anderen als einen Fernabsatz­
vertrag oder einen außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Ver­
trag oder ein entsprechendes Vertragsangebot gebunden ist, informiert 
der Unternehmer den Verbraucher in klarer und verständlicher Weise 
über Folgendes, sofern sich diese Informationen nicht bereits unmittel­
bar aus den Umständen ergeben: 

a) die wesentlichen Eigenschaften der Waren oder Dienstleistungen in 
dem für den Datenträger und die Waren oder Dienstleistungen an­
gemessenen Umfang; 

b) die Identität des Unternehmers, beispielsweise seinen Handelsnamen 
und die Anschrift des Ortes, an dem er niedergelassen ist, sowie 
seine Telefonnummer; 

c) den Gesamtpreis der Waren oder Dienstleistungen einschließlich al­
ler Steuern und Abgaben oder in den Fällen, in denen der Preis 
aufgrund der Beschaffenheit der Ware oder der Dienstleistung ver­
nünftigerweise nicht im Voraus berechnet werden kann, die Art der 
Preisberechnung sowie gegebenenfalls alle zusätzlichen Fracht-, Lie­
fer- oder Versandkosten oder in den Fällen, in denen diese Kosten 
vernünftigerweise nicht im Voraus berechnet werden können, die 
Tatsache, dass solche zusätzlichen Kosten anfallen können; 

d) gegebenenfalls die Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen, 
den Termin, bis zu dem die Waren zu liefern oder die Dienstleistung 
zu erbringen der Unternehmer sich verpflichtet hat, sowie das Ver­
fahren des Unternehmers zum Umgang mit Beschwerden; 

e) zusätzlich zu dem Hinweis auf das Bestehen eines gesetzlichen Ge­
währleistungsrechts für die Waren gegebenenfalls das Bestehen und 
die Bedingungen von Kundendienstleistungen nach dem Verkauf 
und gewerblichen Garantien; 

f) gegebenenfalls die Laufzeit des Vertrags oder die Bedingungen der 
Kündigung unbefristeter Verträge oder sich automatisch verlängern­
der Verträge; 

g) gegebenenfalls die Funktionsweise digitaler Inhalte, einschließlich 
anwendbarer technischer Schutzmaßnahmen für solche Inhalte; 

h) gegebenenfalls — soweit wesentlich — die Interoperabilität digitaler 
Inhalte mit Hard- und Software, soweit diese dem Unternehmer be­
kannt ist oder vernünftigerweise bekannt sein muss; 

(2) Absatz 1 gilt auch dann für Verträge über die Lieferung von 
Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem begrenzten Volumen 
oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten werden, von 
Fernwärme oder von digitalen Inhalten, die nicht auf einem körperlichen 
Datenträger geliefert werden. 

(3) Die Mitgliedstaaten sind nicht dazu verpflichtet, Absatz 1 auf 
Verträge anzuwenden, die Geschäfte des täglichen Lebens zum Gegen­
stand haben und zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses sofort erfüllt 
werden. 

▼B
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(4) Die Mitgliedstaaten können für Verträge, auf die dieser Artikel 
anwendbar ist, zusätzliche vorvertragliche Informationspflichten einfüh­
ren oder aufrechterhalten. 

KAPITEL III 

INFORMATION DER VERBRAUCHER UND WIDERRUFSRECHT BEI 
FERNABSATZ- UND AUSSERHALB VON GESCHÄFTSRÄUMEN 

GESCHLOSSENEN VERTRÄGEN 

Artikel 6 

Informationspflichten bei Fernabsatz- und außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen 

(1) Bevor der Verbraucher durch einen Vertrag im Fernabsatz oder 
einen außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Vertrag oder ein 
entsprechendes Vertragsangebot gebunden ist, informiert der Unterneh­
mer den Verbraucher in klarer und verständlicher Weise über Folgen­
des: 

a) die wesentlichen Eigenschaften der Waren oder Dienstleistungen, in 
dem für das Kommunikationsmittel und die Waren oder Dienstleis­
tungen angemessenen Umfang; 

b) die Identität des Unternehmers, beispielsweise seinen Handels­
namen; 

c) die Anschrift des Ortes, an dem der Unternehmer niedergelassen ist, 
und gegebenenfalls seine Telefonnummer, Faxnummer und E-Mail- 
Adresse, damit der Verbraucher schnell Kontakt zu ihm aufnehmen 
und effizient mit ihm kommunizieren kann, sowie gegebenenfalls 
die Anschrift und die Identität des Unternehmers, in dessen Auftrag 
er handelt; 

d) falls diese von der gemäß Buchstabe c angegebenen Anschrift ab­
weicht, die Geschäftsanschrift des Unternehmers und gegebenenfalls 
die Geschäftsanschrift des Unternehmers, in dessen Auftrag er han­
delt, an die sich der Verbraucher mit jeder Beschwerde wenden 
kann; 

e) den Gesamtpreis der Waren oder Dienstleistungen einschließlich 
aller Steuern und Abgaben, oder in den Fällen, in denen der Preis 
aufgrund der Beschaffenheit der Waren oder Dienstleistungen ver­
nünftigerweise nicht im Voraus berechnet werden kann, die Art der 
Preisberechnung sowie gegebenenfalls alle zusätzlichen Fracht-, Lie­
fer- oder Versandkosten und alle sonstigen Kosten, oder in den 
Fällen, in denen diese Kosten vernünftigerweise nicht im Voraus 
berechnet werden können, die Tatsache, dass solche zusätzliche 
Kosten anfallen können. Im Falle eines unbefristeten Vertrags 
oder eines Abonnement-Vertrags umfasst der Gesamtpreis die pro 
Abrechnungszeitraum anfallenden Gesamtkosten. Wenn für einen 
solchen Vertrag Festbeträge in Rechnung gestellt werden, umfasst 
der Gesamtpreis ebenfalls die monatlichen Gesamtkosten. Wenn die 
Gesamtkosten vernünftigerweise nicht im Voraus berechnet werden 
können, ist die Art der Preisberechnung anzugeben; 

f) die Kosten für den Einsatz der für den Vertragsabschluss genutzten 
Fernkommunikationstechnik, sofern diese nicht nach dem Grundtarif 
berechnet werden; 

g) die Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen, den Termin, bis 
zu dem sich der Unternehmer verpflichtet, die Waren zu liefern oder 
die Dienstleistung zu erbringen, und gegebenenfalls das Verfahren 
des Unternehmers zum Umgang mit Beschwerden; 

▼B
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h) im Falle des Bestehens eines Widerrufsrechts die Bedingungen, 
Fristen und Verfahren für die Ausübung dieses Rechts gemäß Ar­
tikel 11 Absatz 1 sowie das Muster-Widerrufsformular gemäß An­
hang I Teil B; 

i) gegebenenfalls den Hinweis, dass der Verbraucher im Widerrufsfall 
die Kosten für die Rücksendung der Waren zu tragen hat und bei 
Fernabsatzverträgen die Kosten für die Rücksendung der Waren, 
wenn die Waren aufgrund ihrer Beschaffenheit nicht auf dem nor­
malen Postweg zurückgesendet werden können; 

j) den Hinweis, dass, falls der Verbraucher das Widerrufsrecht nach 
Erklärung eines Verlangens gemäß Artikel 7 Absatz 3 oder Artikel 8 
Absatz 8 ausübt, der Verbraucher verpflichtet ist, dem Unternehmer 
einen angemessenen Betrag gemäß Artikel 14 Absatz 3 zu leisten; 

k) in Fällen, in denen gemäß Artikel 16 kein Widerrufsrecht besteht, 
den Hinweis, dass der Verbraucher nicht über ein Widerrufsrecht 
verfügt, oder gegebenenfalls die Umstände, unter denen der Ver­
braucher sein Widerrufsrecht verliert; 

l) den Hinweis auf das Bestehen eines gesetzlichen Gewährleistungs­
rechts für die Waren; 

m) gegebenenfalls den Hinweis auf das Bestehen und die Bedingungen 
von Kundendienst, Kundendienstleistungen und gewerblichen Ga­
rantien; 

n) gegebenenfalls den Hinweis auf bestehende einschlägige Verhaltens­
kodizes gemäß Artikel 2 Buchstabe f der Richtlinie 2005/29/EG und 
darauf, wie Exemplare davon erhalten werden können; 

o) gegebenenfalls die Laufzeit des Vertrags oder die Bedingungen der 
Kündigung unbefristeter Verträge oder sich automatisch verlängern­
der Verträge; 

p) gegebenenfalls die Mindestdauer der Verpflichtungen, die der Ver­
braucher mit dem Vertrag eingeht; 

q) gegebenenfalls den Hinweis auf die Tatsache, dass der Unternehmer 
vom Verbraucher die Stellung einer Kaution oder die Leistung an­
derer finanzieller Sicherheiten verlangen kann, sowie deren Bedin­
gungen; 

r) gegebenenfalls die Funktionsweise digitaler Inhalte, einschließlich 
anwendbarer technischer Schutzmaßnahmen für solche Inhalte; 

s) gegebenenfalls — soweit wesentlich — die Interoperabilität digitaler 
Inhalte mit Hard- und Software, soweit diese dem Unternehmer 
bekannt ist oder vernünftigerweise bekannt sein dürfte; 

t) gegebenenfalls die Möglichkeit des Zugangs zu einem außergericht­
lichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unterneh­
mer unterworfen ist, und die Voraussetzungen für diesen Zugang. 

(2) Absatz 1 gilt auch dann für Verträge über die Lieferung von 
Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem begrenzten Volumen 
oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten werden, von 
Fernwärme oder von digitalen Inhalten, die nicht auf einem körperlichen 
Datenträger geliefert werden. 

(3) Im Falle einer öffentlichen Versteigerung können anstelle der in 
Absatz 1 Buchstaben b, c und d genannten Informationen die entspre­
chenden Angaben des Versteigerers übermittelt werden. 

▼B



 

02011L0083 — DE — 01.07.2018 — 001.001 — 9 

(4) Die Informationen nach Absatz 1 Buchstaben h, i und j können 
mittels der Muster-Widerrufsbelehrung gemäß Anhang I Teil A gegeben 
werden. Die Informationspflicht des Unternehmers gemäß Absatz 1 
Buchstaben h, i und j ist erfüllt, wenn der Unternehmer dieses Infor­
mationsformular zutreffend ausgefüllt dem Verbraucher übermittelt hat. 

(5) Die Informationen nach Absatz 1 sind fester Bestandteil des Fern­
absatzvertrags oder des außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlosse­
nen Vertrags und dürfen nicht geändert werden, es sei denn, die Ver­
tragsparteien vereinbaren ausdrücklich etwas anderes. 

(6) Ist der Unternehmer seiner Pflicht zur Information über die zu­
sätzlichen und sonstigen Kosten gemäß Absatz 1 Buchstabe e oder über 
die Kosten für die Rücksendung der Waren gemäß Absatz 1 Buchstabe i 
nicht nachgekommen, so hat der Verbraucher die zusätzlichen und sons­
tigen Kosten nicht zu tragen. 

(7) Die Mitgliedstaaten können sprachliche Anforderungen in Bezug 
auf die Vertragsinformationen in ihrem nationalen Recht aufrechterhal­
ten oder einführen, um damit sicherzustellen, dass diese Angaben vom 
Verbraucher ohne Weiteres verstanden werden. 

(8) Die in dieser Richtlinie festgelegten Informationspflichten gelten 
zusätzlich zu den Informationspflichten nach der Richtlinie 
2006/123/EG und der Richtlinie 2000/31/EG und hindern die Mitglied­
staaten nicht daran, zusätzliche Informationspflichten im Einklang mit 
jenen Richtlinien vorzusehen. 

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 hat bei Kollisionen zwischen einer 
Bestimmung der Richtlinie 2006/123/EG oder der Richtlinie 
2000/31/EG betreffend den Inhalt der Information und die Art und 
Weise, wie die Information bereitzustellen ist, und einer Bestimmung 
dieser Richtlinie die Bestimmung dieser Richtlinie Vorrang. 

(9) Die Beweislast für die Erfüllung der in diesem Kapitel genannten 
Informationspflichten obliegt dem Unternehmer. 

Artikel 7 

Formale Anforderungen für außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossene Verträge 

(1) Bei Verträgen, die außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen 
werden, stellt der Unternehmer die in Artikel 6 Absatz 1 vorgeschrie­
benen Informationen dem Verbraucher auf Papier oder, sofern der Ver­
braucher dem zustimmt, auf einem anderen dauerhaften Datenträger 
bereit. Diese Informationen müssen lesbar und in klarer und verständ­
licher Sprache abgefasst sein. 

(2) Der Unternehmer stellt dem Verbraucher eine Kopie des unter­
zeichneten Vertragsdokuments oder die Bestätigung des geschlossenen 
Vertrags auf Papier oder, sofern der Verbraucher dem zustimmt, auf 
einem anderen dauerhaften Datenträger zur Verfügung, wobei diese 
Kopie gegebenenfalls auch die Bestätigung der vorher ausdrücklich 
erklärten Zustimmung und der Kenntnisnahme des Verbrauchers gemäß 
Artikel 16 Buchstabe m umfasst. 

(3) Möchte ein Verbraucher, dass die Dienstleistung oder die Liefe­
rung von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem begrenzten 
Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten 
werden, oder von Fernwärme während der Widerrufsfrist gemäß Arti­
kel 9 Absatz 2 beginnt, so fordert der Unternehmer den Verbraucher 
dazu auf, ein entsprechendes ausdrückliches Verlangen auf einem dauer­
haften Datenträger zu erklären. 
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(4) Wenn der Verbraucher bei Verträgen, die außerhalb von Ge­
schäftsräumen geschlossen werden, ausdrücklich die Dienste des Unter­
nehmers zur Ausführung von Reparatur- oder Instandhaltungsarbeiten 
angefordert hat, der Unternehmer und der Verbraucher ihre vertraglichen 
Verpflichtungen sofort erfüllen und das vom Verbraucher zu zahlende 
Entgelt 200 EUR nicht übersteigt, gilt: 

a) Der Unternehmer stellt dem Verbraucher die in Artikel 6 Absatz 1 
Buchstaben b und c genannten Informationen sowie Informationen 
über die Höhe des Preises oder die Art der Preisberechnung zusam­
men mit einem Kostenvoranschlag über die Gesamtkosten auf Papier 
oder, wenn der Verbraucher dem zustimmt, einem anderen dauer­
haften Datenträger zur Verfügung. Der Unternehmer stellt die in 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a, h und k genannten Informationen 
zur Verfügung, kann jedoch davon absehen, diese auf Papier oder 
einem anderen dauerhaften Datenträger bereitzustellen, wenn der 
Verbraucher sich damit ausdrücklich einverstanden erklärt. 

b) Die gemäß Absatz 2 dieses Artikels bereitgestellte Bestätigung des 
Vertrags muss die in Artikel 6 Absatz 1 genannten Informationen 
beinhalten. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, diesen Absatz nicht anzuwen­
den. 

(5) Die Mitgliedstaaten legen hinsichtlich der Erfüllung der in dieser 
Richtlinie festgelegten Informationspflichten keine weiteren formellen 
vorvertraglichen Informationsanforderungen fest. 

Artikel 8 

Formale Anforderungen bei Fernabsatzverträgen 

(1) Bei Fernabsatzverträgen erteilt der Unternehmer die in Artikel 6 
Absatz 1 vorgeschriebenen Informationen dem Verbraucher in klarer 
und verständlicher Sprache in einer den benutzten Fernkommunikations­
mitteln angepassten Weise bzw. stellt diese Informationen entsprechend 
zur Verfügung. Soweit diese Informationen auf einem dauerhaften Da­
tenträger bereitgestellt werden, müssen sie lesbar sein. 

(2) Wenn ein auf elektronischem Wege geschlossener Fernabsatzver­
trag den Verbraucher zur Zahlung verpflichtet, weist der Unternehmer 
den Verbraucher klar und in hervorgehobener Weise, und unmittelbar 
bevor dieser seine Bestellung tätigt, auf die in Artikel 6 Absatz 1 Buch­
staben a, e, o und p genannten Informationen hin. 

Der Unternehmer sorgt dafür, dass der Verbraucher bei der Bestellung 
ausdrücklich bestätigt, dass die Bestellung mit einer Zahlungsverpflich­
tung verbunden ist. Wenn der Bestellvorgang die Aktivierung einer 
Schaltfläche oder eine ähnliche Funktion umfasst, ist diese Schaltfläche 
oder entsprechende Funktion gut lesbar ausschließlich mit den Worten 
„zahlungspflichtig bestellen“ oder einer entsprechenden eindeutigen For­
mulierung zu kennzeichnen, die den Verbraucher darauf hinweist, dass 
die Bestellung mit einer Zahlungsverpflichtung gegenüber dem Unter­
nehmer verbunden ist. Wenn der Unternehmer diesen Unterabsatz nicht 
einhält, ist der Verbraucher durch den Vertrag oder die Bestellung nicht 
gebunden. 

(3) Auf Webseiten für den elektronischen Geschäftsverkehr wird spä­
testens bei Beginn des Bestellvorgangs klar und deutlich angegeben, ob 
Lieferbeschränkungen bestehen und welche Zahlungsmittel akzeptiert 
werden. 

(4) Wird der Vertrag mittels eines Fernkommunikationsmittels ge­
schlossen, auf dem für die Darstellung der Informationen nur begrenzter 
Raum bzw. begrenzte Zeit zur Verfügung steht, so hat der Unternehmer 
über das jeweilige Fernkommunikationsmittel vor dem Abschluss des 
Vertrags zumindest diejenigen vorvertraglichen Informationen zu ertei­
len, die die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a, b, e, h und o genannten 
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wesentlichen Merkmale der Waren oder Dienstleistungen, die Identität 
des Unternehmers, den Gesamtpreis, das Widerrufsrecht, die Vertrags­
laufzeit und die Bedingungen der Kündigung unbefristeter Verträge 
betreffen. Die anderen in Artikel 6 Absatz 1 genannten Informationen 
hat der Unternehmer dem Verbraucher in geeigneter Weise im Einklang 
mit Absatz 1 dieses Artikels zu erteilen. 

(5) Ruft der Unternehmer den Verbraucher im Hinblick auf den Ab­
schluss eines Fernabsatzvertrags an, so hat er unbeschadet des Absatzes 
4 zu Beginn des Gesprächs mit dem Verbraucher seine Identität und 
gegebenenfalls die Identität der Person, in deren Auftrag er anruft, 
sowie den geschäftlichen Zweck des Anrufs offenzulegen. 

(6) Für Fernabsatzverträge, die telefonisch geschlossen werden, kön­
nen die Mitgliedstaaten vorsehen, dass der Unternehmer dem Verbrau­
cher das Angebot bestätigen muss und der Verbraucher erst dann ge­
bunden ist, wenn er das Angebot unterzeichnet oder sein schriftliches 
Einverständnis übermittelt hat. Die Mitgliedstaaten können ferner vor­
sehen, dass solche Bestätigungen auf einem dauerhaften Datenträger 
erfolgen müssen. 

(7) Der Unternehmer stellt dem Verbraucher die Bestätigung des 
geschlossenen Vertrags innerhalb einer angemessenen Frist nach dem 
Abschluss des Fernabsatzvertrags auf einem dauerhaften Datenträger zur 
Verfügung, und zwar spätestens bei der Lieferung der Waren oder bevor 
die Ausführung der Dienstleistung beginnt. Diese Bestätigung enthält: 

a) alle in Artikel 6 Absatz 1 genannten Informationen, es sei denn, der 
Unternehmer hat dem Verbraucher diese Informationen bereits vor 
dem Abschluss des Fernabsatzvertrags auf einem dauerhaften Daten­
träger zukommen lassen, und 

b) gegebenenfalls die Bestätigung der vorherigen ausdrücklichen Zu­
stimmung und der Kenntnisnahme des Verbrauchers gemäß Arti­
kel 16 Buchstabe m. 

(8) Möchte ein Verbraucher, dass die Dienstleistung oder die Liefe­
rung von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem begrenzten 
Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten 
werden, oder von Fernwärme während der Widerrufsfrist gemäß Arti­
kel 9 Absatz 2 beginnt, so fordert der Unternehmer den Verbraucher 
dazu auf, ein entsprechendes ausdrückliches Verlangen zu erklären. 

(9) Dieser Artikel berührt nicht die Bestimmungen über den Ab­
schluss von elektronischen Verträgen und Bestellungen gemäß den Ar­
tikeln 9 und 11 der Richtlinie 2000/31/EG. 

(10) Die Mitgliedstaaten legen hinsichtlich der Erfüllung der in dieser 
Richtlinie festgelegten Informationspflichten keine weiteren formellen 
vorvertraglichen Informationsanforderungen fest. 

Artikel 9 

Widerrufsrecht 

(1) Sofern nicht eine der Ausnahmen gemäß Artikel 16 Anwendung 
findet, steht dem Verbraucher eine Frist von 14 Tagen zu, in der er 
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einen Fernabsatz- oder einen außerhalb von Geschäftsräumen geschlos­
senen Vertrag ohne Angabe von Gründen und ohne andere Kosten als 
in Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 14 vorgesehen widerrufen kann. 

(2) Unbeschadet des Artikels 10 endet die in Absatz 1 dieses Artikels 
vorgesehene Widerrufsfrist 

a) bei Dienstleistungsverträgen 14 Tage ab dem Tag des Vertrags­
abschlusses, 

b) bei Kaufverträgen 14 Tage ab dem Tag, an dem der Verbraucher 
oder ein vom Verbraucher benannter Dritter, der nicht der Beförderer 
ist, in den physischen Besitz der Waren gelangt, oder 

i) wenn der Verbraucher mehrere Waren im Rahmen einer einheit­
lichen Bestellung bestellt hat, die getrennt geliefert werden, ab 
dem Tag, an dem der Verbraucher oder ein vom Verbraucher 
benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, in den physischen 
Besitz der letzten Ware gelangt, 

ii) bei Lieferung einer Ware in mehreren Teilsendungen oder Stü­
cken ab dem Tag, an dem der Verbraucher oder ein vom Ver­
braucher benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, in den 
physischen Besitz der letzten Teilsendung oder des letzten 
Stücks gelangt, 

iii) bei Verträgen zur regelmäßigen Lieferung von Waren über einen 
festgelegten Zeitraum hinweg ab dem Tag, an dem der Verbrau­
cher oder ein vom Verbraucher benannter Dritter, der nicht der 
Beförderer ist, in den physischen Besitz der ersten Ware gelangt, 

c) bei Verträgen über die Lieferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn 
sie nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer bestimmten 
Menge zum Verkauf angeboten werden, von Fernwärme oder von 
digitalen Inhalten, die nicht auf einem körperlichen Datenträger ge­
liefert werden, 14 Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses. 

(3) Die Mitgliedstaaten verbieten den Vertragsparteien eine Erfüllung 
ihrer vertraglichen Verpflichtungen während der Widerrufsfrist nicht. 
Die Mitgliedstaaten können jedoch bei außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossenen Verträgen innerstaatliche Rechtsvorschriften aufrecht­
erhalten, die dem Unternehmer verbieten, innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums nach Vertragsabschluss Zahlung vom Verbraucher zu fordern 
und entgegenzunehmen. 

Artikel 10 

Nichtaufklärung über das Widerrufsrecht 

(1) Hat der Unternehmer den Verbraucher nicht gemäß Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe h über sein Widerrufsrecht belehrt, so läuft die 
Widerrufsfrist 12 Monate nach Ablauf der ursprünglichen Widerrufsfrist 
gemäß Artikel 9 Absatz 2 ab. 

(2) Hat der Unternehmer dem Verbraucher die in Absatz 1 genannten 
Informationen binnen 12 Monaten ab dem in Artikel 9 Absatz 2 ge­
nannten Tag erteilt, so endet die Widerrufsfrist 14 Tage nach dem Tag, 
an dem der Verbraucher diese Informationen erhalten hat. 

▼B
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Artikel 11 

Ausübung des Widerrufsrechts 

(1) Der Verbraucher informiert den Unternehmer vor Ablauf der Wi­
derrufsfrist über seinen Entschluss, den Vertrag zu widerrufen. Der Ver­
braucher kann zu diesem Zweck entweder 

a) das Muster-Widerrufsformular des Anhangs I Teil B verwenden oder 

b) eine entsprechende Erklärung in beliebiger anderer Form abgeben, 
aus der sein Entschluss zum Widerruf des Vertrags eindeutig her­
vorgeht. 

Die Mitgliedstaaten legen für das Muster-Widerrufsformular keine wei­
teren Formvorschriften außer den in Anhang I Teil B genannten fest. 

(2) Die in Artikel 9 Absatz 2 und in Artikel 10 genannte Widerrufs­
frist ist gewahrt, wenn der Verbraucher die Mitteilung über die Aus­
übung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absendet. 

(3) Der Unternehmer kann dem Verbraucher zusätzlich zu den in 
Absatz 1 genannten Möglichkeiten auch die Wahl einräumen, entweder 
das Muster-Widerrufsformular des Anhangs I Teil B oder eine entspre­
chende eindeutige Erklärung in beliebiger anderer Form auf der Web­
seite des Unternehmers elektronisch auszufüllen und abzuschicken. In 
diesen Fällen hat der Unternehmer dem Verbraucher unverzüglich auf 
einem dauerhaften Datenträger eine Bestätigung über den Eingang eines 
solchen Widerrufs zu übermitteln. 

(4) Die Beweislast für die Ausübung des Widerrufsrechts nach die­
sem Artikel obliegt dem Verbraucher. 

Artikel 12 

Wirkungen des Widerrufs 

Mit der Ausübung des Widerrufsrechts enden die Verpflichtungen der 
Vertragsparteien 

a) zur Erfüllung des Fernabsatz- oder außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossenen Vertrags oder 

b) zum Abschluss des Fernabsatz- oder außerhalb von Geschäftsräumen 
abgeschlossenen Vertrags, sofern der Verbraucher dazu ein Angebot 
abgegeben hat. 

Artikel 13 

Pflichten des Unternehmers im Widerrufsfall 

(1) Der Unternehmer hat alle Zahlungen, die er vom Verbraucher 
erhalten hat, gegebenenfalls einschließlich der Lieferkosten, unverzüg­
lich und in jedem Fall spätestens binnen 14 Tagen ab dem Tag zurück­
zuzahlen, an dem er gemäß Artikel 11 über den Entschluss des Ver­
brauchers informiert wird, den Vertrag zu widerrufen. 

Der Unternehmer nimmt die Rückzahlung gemäß Unterabsatz 1 unter 
Verwendung desselben Zahlungsmittels vor, das vom Verbraucher bei 
der ursprünglichen Transaktion eingesetzt wurde, es sei denn, mit dem 
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Verbraucher wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart, und voraus­
gesetzt, für den Verbraucher fallen infolge einer solchen Rückzahlung 
keine Kosten an. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 ist der Unternehmer nicht verpflich­
tet, zusätzliche Kosten zu erstatten, wenn sich der Verbraucher aus­
drücklich für eine andere Art der Lieferung als die vom Unternehmer 
angebotene, günstigste Standardlieferung entschieden hat. 

(3) Bei Kaufverträgen kann der Unternehmer die Rückzahlung ver­
weigern, bis er die Waren wieder zurückerhalten hat oder bis der Ver­
braucher den Nachweis erbracht hat, dass er die Waren zurückgeschickt 
hat, je nachdem, welches der frühere Zeitpunkt ist, es sei denn, der 
Unternehmer hat angeboten, die Waren selbst abzuholen. 

Artikel 14 

Pflichten des Verbrauchers im Widerrufsfall 

(1) Der Verbraucher hat die Waren unverzüglich und in jedem Fall 
spätestens nach 14 Tagen ab dem Tag, an dem er dem Unternehmer 
gemäß Artikel 11 seinen Entschluss mitgeteilt hat, den Vertrag zu wi­
derrufen, an den Unternehmer oder eine von diesem zur Entgegennahme 
der Waren ermächtigte Person zurückzusenden oder zu übergeben, es 
sei denn, der Unternehmer hat angeboten, die Waren selbst abzuholen. 
Die Frist ist gewahrt, wenn der Verbraucher die Waren vor Ablauf der 
Frist von 14 Tagen absendet. 

Der Verbraucher hat nur die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der 
Waren zu tragen, es sei denn, der Unternehmer hat sich bereit erklärt, 
diese Kosten zu tragen oder der Unternehmer hat es unterlassen, den 
Verbraucher darüber zu unterrichten, dass er diese Kosten zu tragen hat. 

Im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen, 
bei denen die Waren zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses zur Woh­
nung des Verbrauchers geliefert worden sind, holt der Unternehmer die 
Waren auf eigene Kosten ab, wenn die Waren so beschaffen sind, dass 
sie normalerweise nicht per Post zurückgesandt werden können. 

(2) Der Verbraucher haftet für einen etwaigen Wertverlust der Waren 
nur, wenn dieser Wertverlust auf einen zur Prüfung der Beschaffenheit, 
Eigenschaften und Funktionsweise der Waren nicht notwendigen Um­
gang mit den Waren zurückzuführen ist. Der Verbraucher haftet in 
keinem Fall für den Wertverlust der Waren, wenn er vom Unternehmer 
nicht gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe h über sein Widerrufsrecht 
belehrt wurde. 

(3) Übt ein Verbraucher das Widerrufsrecht aus, nachdem er ein 
Verlangen gemäß Artikel 7 Absatz 3 oder Artikel 8 Absatz 8 erklärt 
hat, so zahlt er dem Unternehmer einen Betrag, der verhältnismäßig dem 
entspricht, was bis zu dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher den 
Unternehmer von der Ausübung des Widerrufsrechts unterrichtet, im 
Vergleich zum Gesamtumfang der vertraglich vereinbarten Leistungen 
geleistet worden ist. Der anteilige Betrag, den der Verbraucher an den 
Unternehmer zu zahlen hat, wird auf der Grundlage des vertraglich 
vereinbarten Gesamtpreises berechnet. Ist der Gesamtpreis überhöht, 
so wird der anteilige Betrag auf der Grundlage des Marktwerts der 
erbrachten Leistung berechnet. 

(4) Der Verbraucher hat nicht aufzukommen für: 

a) Dienstleistungen, die Lieferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn 
sie nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer bestimmten 
Menge zum Verkauf angeboten werden, oder von Fernwärme, die 
während der Widerrufsfrist ganz oder teilweise erbracht wurden, 
wenn 
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i) der Unternehmer es unterlassen hat, die Informationen gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben h oder j bereitzustellen oder 

ii) der Verbraucher nicht ausdrücklich gemäß Artikel 7 Absatz 3 und 
Artikel 8 Absatz 8 verlangt hat, dass die Erbringung der Leistung 
während der Widerrufsfrist beginnen soll, oder 

b) die vollständige oder teilweise Bereitstellung von digitalen Inhalten, 
die nicht auf einem körperlichen Datenträger geliefert werden, wenn 

i) der Verbraucher sich nicht zuvor ausdrücklich damit einverstan­
den erklärt hat, dass die Erfüllung des Vertrags vor Ablauf der 
Frist von 14 Tagen gemäß Artikel 9 beginnt, oder 

ii) der Verbraucher nicht zur Kenntnis genommen hat, dass er mit 
seiner Zustimmung sein Widerrufsrecht verliert, oder 

iii) der Unternehmer es unterlassen hat, eine Bestätigung gemäß 
Artikel 7 Absatz 2 oder Artikel 8 Absatz 7 zur Verfügung zu 
stellen. 

(5) Sofern in Artikel 13 Absatz 2 und diesem Artikel nichts anderes 
vorgesehen ist, kann der Verbraucher aufgrund der Ausübung seines 
Widerrufsrechts nicht in Anspruch genommen werden. 

Artikel 15 

Wirkungen der Ausübung des Widerrufsrechts auf akzessorische 
Verträge 

(1) Unbeschadet des Artikels 15 der Richtlinie 2008/48/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 über Ver­
braucherkreditverträge ( 1 ) werden, wenn der Verbraucher sein Recht auf 
Widerruf eines im Fernabsatz oder außerhalb von Geschäftsräumen ge­
schlossenen Vertrags gemäß den Artikeln 9 bis 14 dieser Richtlinie 
ausübt, auch alle akzessorischen Verträge automatisch beendet, ohne 
dass dem Verbraucher dafür Kosten entstehen dürfen, außer solchen, 
die gemäß Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 14 dieser Richtlinie vor­
gesehen sind. 

(2) Die Mitgliedstaaten legen die Einzelheiten bezüglich der Beendi­
gung dieser Verträge fest. 

Artikel 16 

Ausnahmen vom Widerrufsrecht 

Die Mitgliedstaaten sehen bei Fernabsatzverträgen und außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen kein Widerrufsrecht nach den 
Artikeln 9 bis 15 vor, wenn 

a) bei Dienstleistungsverträgen die Dienstleistung vollständig erbracht 
worden ist, wenn der Unternehmer die Erbringung mit der vorheri­
gen ausdrücklichen Zustimmung des Verbrauchers und dessen 
Kenntnisnahme, dass er sein Widerrufsrecht bei vollständiger Ver­
tragserfüllung durch den Unternehmer verliert, begonnen hatte; 

b) Waren oder Dienstleistungen geliefert werden, deren Preis von 
Schwankungen auf dem Finanzmarkt abhängt, auf die der Unterneh­
mer keinen Einfluss hat und die innerhalb der Widerrufsfrist auf­
treten können; 
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c) Waren geliefert werden, die nach Kundenspezifikation angefertigt 
werden oder eindeutig auf die persönlichen Bedürfnisse zugeschnit­
ten sind; 

d) Waren geliefert werden, die schnell verderben können oder deren 
Verfallsdatum schnell überschritten würde; 

e) versiegelte Waren geliefert werden, die aus Gründen des Gesund­
heitsschutzes oder aus Hygienegründen nicht zur Rückgabe geeignet 
sind und deren Versiegelung nach der Lieferung entfernt wurde; 

f) Waren geliefert werden, die nach der Lieferung aufgrund ihrer Be­
schaffenheit untrennbar mit anderen Gütern vermischt wurden; 

g) alkoholische Getränke geliefert werden, deren Preis beim Abschluss 
des Kaufvertrags vereinbart wurde, deren Lieferung aber erst nach 
30 Tagen erfolgen kann und deren aktueller Wert von Schwankun­
gen auf dem Markt abhängt, auf die der Unternehmer keinen Ein­
fluss hat; 

h) es sich um Verträge handelt, bei denen der Verbraucher den Unter­
nehmer ausdrücklich zu einem Besuch aufgefordert hat, um drin­
gende Reparatur- oder Instandhaltungsarbeiten vorzunehmen; er­
bringt der Unternehmer bei einem solchen Besuch weitere Dienst­
leistungen, die der Verbraucher nicht ausdrücklich verlangt hat, oder 
liefert er Waren, die bei der Instandhaltung oder Reparatur nicht 
unbedingt als Ersatzteile benötigt werden, so steht dem Verbraucher 
in Bezug auf diese zusätzlichen Dienstleistungen oder Waren ein 
Widerrufsrecht zu; 

i) Ton- oder Videoaufnahmen oder Computersoftware in einer versie­
gelten Packung geliefert wurden und die Versiegelung nach der 
Lieferung entfernt wurde; 

j) Zeitungen, Zeitschriften oder Illustrierte geliefert werden, mit Aus­
nahme von Abonnement-Verträgen über die Lieferung solcher Pu­
blikationen; 

k) Verträge auf einer öffentlichen Versteigerung geschlossen werden; 

l) Dienstleistungen in den Bereichen Beherbergung zu anderen Zwe­
cken als zu Wohnzwecken, Beförderung von Waren, Mietwagen, 
Lieferung von Speisen und Getränken sowie Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit Freizeitbetätigungen erbracht werden und der 
Vertrag für die Erbringung einen spezifischen Termin oder Zeitraum 
vorsieht; 

m) digitale Inhalte geliefert werden, die nicht auf einem körperlichen 
Datenträger geliefert werden, wenn die Ausführung mit vorheriger 
ausdrücklicher Zustimmung des Verbrauchers und seiner Kenntnis­
nahme, dass er hierdurch sein Widerrufsrecht verliert, begonnen hat. 

KAPITEL IV 

SONSTIGE VERBRAUCHERRECHTE 

Artikel 17 

Geltungsbereich 

(1) Die Artikel 18 und 20 gelten für Kaufverträge. Diese Artikel 
gelten nicht für Verträge über die Lieferung von Wasser, Gas oder 
Strom, wenn sie nicht in einem begrenzten Volumen oder in einer 
bestimmten Menge zum Verkauf angeboten werden, von Fernwärme 
oder von digitalen Inhalten, die nicht auf einem körperlichen Daten­
träger geliefert werden. 

▼B
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(2) Die Artikel 19, 21 und 22 finden auf Kauf- und Dienstleistungs­
verträge und Verträge über die Lieferung von Wasser, Gas, Strom, 
Fernwärme oder digitalen Inhalten Anwendung. 

Artikel 18 

Lieferung 

(1) Sofern die Vertragsparteien hinsichtlich des Zeitpunkts der Lie­
ferung nichts anderes vereinbart haben, liefert der Unternehmer die 
Waren, indem er den physischen Besitz an den Waren oder die Kon­
trolle über die Waren dem Verbraucher unverzüglich, jedoch nicht spä­
ter als dreißig Tage nach Vertragsabschluss, überträgt. 

(2) Ist der Unternehmer seiner Pflicht zur Lieferung der Waren zu 
dem mit dem Verbraucher vereinbarten Zeitpunkt oder innerhalb der in 
Absatz 1 genannten Frist nicht nachgekommen, so fordert ihn der Ver­
braucher auf, die Lieferung innerhalb einer den Umständen angemesse­
nen zusätzlichen Frist vorzunehmen. Liefert der Unternehmer die Waren 
nicht innerhalb dieser zusätzlichen Frist, so ist der Verbraucher berech­
tigt, vom Vertrag zurückzutreten. 

Unterabsatz 1 gilt nicht für Kaufverträge, wenn sich der Unternehmer 
geweigert hat, die Waren zu liefern, oder wenn die Lieferung innerhalb 
der vereinbarten Frist unter Berücksichtigung aller den Vertrags­
abschluss begleitenden Umstände wesentlich ist oder wenn der Verbrau­
cher dem Unternehmer vor Vertragsabschluss mitteilt, dass die Liefe­
rung bis zu einem bestimmten Datum oder an einem bestimmten Tag 
wesentlich ist. In diesen Fällen ist der Verbraucher berechtigt, sofort 
vom Vertrag zurückzutreten, wenn der Unternehmer die Waren nicht zu 
dem mit dem Verbraucher vereinbarten Zeitpunkt oder innerhalb der 
Frist gemäß Absatz 1 liefert. 

(3) Im Fall des Rücktritts hat der Unternehmer unverzüglich alle 
gemäß dem Vertrag gezahlten Beträge zurückzuerstatten. 

(4) Zusätzlich zum Rücktrittsrecht gemäß Absatz 2 können dem Ver­
braucher andere, nach dem einzelstaatlichen Recht vorgesehene Rechts­
behelfe zur Verfügung stehen. 

Artikel 19 

Entgelte für die Verwendung bestimmter Zahlungsmittel 

Die Mitgliedstaaten verbieten Unternehmern, von Verbrauchern für die 
Nutzung von Zahlungsmitteln Entgelte zu verlangen, die über die Kos­
ten hinausgehen, die dem Unternehmer für die Nutzung solcher Zah­
lungsmittel entstehen. 

Artikel 20 

Risikoübergang 

Bei Verträgen, bei denen der Unternehmer die Waren an den Verbrau­
cher versendet, geht das Risiko für einen Verlust oder eine Beschädi­
gung der Waren auf den Verbraucher über, wenn er oder ein vom 
Verbraucher benannter Dritter, der nicht der Beförderer ist, die Waren 
in Besitz genommen hat. Unbeschadet der Rechte des Verbrauchers 
gegenüber dem Beförderer geht das Risiko mit der Übergabe an den 
Beförderer jedoch auf den Verbraucher über, wenn der Beförderer vom 
Verbraucher mit der Beförderung der Waren beauftragt wurde und diese 
Option nicht vom Unternehmer angeboten wurde. 

▼B
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Artikel 21 

Telefonische Kommunikation 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass der Verbraucher nicht verpflich­
tet ist, bei einer telefonischen Kontaktaufnahme mit dem Unternehmer 
mehr als den Grundtarif zu zahlen, wenn der Unternehmer eine Tele­
fonleitung eingerichtet hat, um mit ihm im Zusammenhang mit dem 
geschlossenen Vertrag telefonisch Kontakt aufzunehmen. 

Das Recht von Anbietern von Telekommunikationsdiensten, Entgelte 
für solche Anrufe zu berechnen, bleibt von Unterabsatz 1 unberührt. 

Artikel 22 

Zusätzliche Zahlungen 

Bevor der Verbraucher durch den Vertrag oder das Angebot gebunden 
ist, hat der Unternehmer die ausdrückliche Zustimmung des Verbrau­
chers zu jeder Extrazahlung einzuholen, die über das vereinbarte Entgelt 
für die Hauptleistungspflicht des Unternehmers hinausgeht. Hat der Un­
ternehmer vom Verbraucher keine ausdrückliche Zustimmung eingeholt, 
sondern sie dadurch herbeigeführt, dass er Voreinstellungen verwendet 
hat, die vom Verbraucher abgelehnt werden müssen, wenn er die zu­
sätzliche Zahlung vermeiden will, so hat der Verbraucher Anspruch auf 
Erstattung dieser Zahlung. 

KAPITEL V 

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

Artikel 23 

Rechtsdurchsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass angemessene und wirk­
same Mittel vorhanden sind, mit denen die Einhaltung dieser Richtlinie 
sichergestellt wird. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Mittel schließen Rechtsvorschriften 
ein, nach denen eine oder mehrere der folgenden nach den innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften bestimmten Einrichtungen gemäß dem jewei­
ligen innerstaatlichen Recht die Gerichte oder die zuständigen Verwal­
tungsbehörden anrufen kann bzw. können, um die Anwendung der in­
nerstaatlichen Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie sicherzustel­
len: 

a) öffentliche Einrichtungen oder ihre Vertreter; 

b) Verbraucherverbände, die ein berechtigtes Interesse am Schutz der 
Verbraucher haben; 

c) Berufsverbände, die ein berechtigtes Interesse daran haben, tätig zu 
werden. 

Artikel 24 

Sanktionen 

(1) Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen die aufgrund dieser 
Richtlinie erlassenen innerstaatlichen Vorschriften Sanktionen fest und 
treffen die zu ihrer Anwendung erforderlichen Maßnahmen. Die Sank­
tionen müssen wirksam, angemessen und abschreckend sein. 

▼B
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(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften bis 
zum 13. Dezember 2013 mit und unterrichten sie unverzüglich über 
etwaige spätere Änderungen dieser Vorschriften. 

Artikel 25 

Unabdingbarkeit der Richtlinie 

Ist auf den Vertrag das Recht eines Mitgliedstaats anwendbar, so kön­
nen Verbraucher auf die Rechte, die ihnen mit den einzelstaatlichen 
Maßnahmen zur Umsetzung dieser Richtlinie eingeräumt werden, nicht 
verzichten. 

Vertragsklauseln, die einen Verzicht auf die sich aus dieser Richtlinie 
ergebenden Rechte oder deren Einschränkung unmittelbar oder mittelbar 
bewirken, sind für den Verbraucher nicht bindend. 

Artikel 26 

Information 

Die Mitgliedstaaten treffen angemessene Maßnahmen zur Information 
der Verbraucher und der Unternehmer über die innerstaatlichen Rechts­
vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie und legen gegebenenfalls 
den Unternehmern sowie den Urhebern eines Kodex im Sinne des Ar­
tikels 2 Buchstabe g der Richtlinie 2005/29/EG nahe, die Verbraucher 
über ihre Verhaltenskodizes zu informieren. 

Artikel 27 

Unbestellte Waren und Dienstleistungen 

Werden unter Verstoß gegen Artikel 5 Absatz 5 und Anhang I Nummer 
29 der Richtlinie 2005/29/EG unbestellte Waren, Wasser, Gas, Strom, 
Fernwärme oder digitaler Inhalt geliefert oder unbestellte Dienstleistun­
gen erbracht, so ist der Verbraucher von der Pflicht zur Erbringung der 
Gegenleistung befreit. In diesen Fällen gilt das Ausbleiben einer Ant­
wort des Verbrauchers auf eine solche unbestellte Lieferung oder Er­
bringung nicht als Zustimmung. 

Artikel 28 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum 13. De­
zember 2013 die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich 
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission 
unverzüglich den Wortlaut dieser Maßnahmen in Form von Dokumen­
ten mit. Die Kommission bedient sich für die Zwecke des in Artikel 30 
genannten Berichts dieser Dokumente. 

Sie wenden diese Maßnahmen ab dem 13. Juni 2014 an. 

Bei Erlass dieser Maßnahmen nehmen die Mitgliedstaaten in den Vor­
schriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffent­
lichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Ein­
zelheiten der Bezugnahme. 

(2) Diese Richtlinie gilt für Verträge, die nach dem 13. Juni 2014 
geschlossen werden. 

▼B



 

02011L0083 — DE — 01.07.2018 — 001.001 — 20 

Artikel 29 

Berichtspflichten 

(1) Macht ein Mitgliedstaat von einer Regelungsmöglichkeit nach 
Artikel 3 Absatz 4, Artikel 6 Absätze 7 und 8, Artikel 7 Absatz 4, 
Artikel 8 Absatz 6 sowie Artikel 9 Absatz 3 Gebrauch, so setzt er die 
Kommission bis zum 13. Dezember 2013 hiervon sowie von allen nach­
folgenden Änderungen in Kenntnis. 

(2) Die Kommission stellt sicher, dass die in Absatz 1 genannten 
Informationen den Verbrauchern und den Unternehmern leicht zugäng­
lich sind, u. a. auf einer speziellen Webseite. 

(3) Die Kommission leitet die in Absatz 1 genannten Informationen 
an die anderen Mitgliedstaaten und das Europäische Parlament weiter. 
Die Kommission hört die Beteiligten zu diesen Informationen an. 

Artikel 30 

Berichterstattung durch die Kommission und Überprüfung 

Bis 13. Dezember 2016 legt die Kommission dem Europäischen Par­
lament und dem Rat einen Bericht über die Anwendung dieser Richt­
linie vor. Dieser Bericht enthält insbesondere eine Bewertung der Be­
stimmungen dieser Richtlinie über digitale Inhalte, einschließlich des 
Widerrufsrechts. Diesem Bericht werden erforderlichenfalls Gesetz­
gebungsvorschläge zur Anpassung dieser Richtlinie an Entwicklungen 
auf dem Gebiet der Verbraucherrechte beigefügt. 

KAPITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 31 

Aufhebung von Rechtsakten 

Die Richtlinien 85/577/EWG und 97/7/EG in der Fassung der Richtlinie 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Sep­
tember 2002 über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Ver­
braucher ( 1 ) und der Richtlinien 2005/29/EG und 2007/64/EG werden 
mit Wirkung vom 13. Juni 2014 aufgehoben. 

Verweise auf die aufgehobenen Richtlinien gelten als Verweise auf die 
vorliegende Richtlinie nach der Entsprechungstabelle im Anhang II. 

Artikel 32 

Änderung der Richtlinie 93/13/EWG 

In die Richtlinie 93/13/EWG wird folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 8a 

(1) Erlässt ein Mitgliedstaat Vorschriften nach Artikel 8, so setzt 
er die Kommission hiervon sowie von allen nachfolgenden Ände­
rungen in Kenntnis, insbesondere wenn diese Vorschriften: 

▼B 

( 1 ) ABl. L 271 vom 9.10.2002, S. 16.
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— die Missbräuchlichkeitsprüfung auf individuell ausgehandelte 
Vertragsklauseln oder auf die Angemessenheit des Preises oder 
des Entgelts ausdehnen; 

— Listen mit Vertragsklauseln, die als missbräuchlich gelten, ent­
halten. 

(2) Die Kommission stellt sicher, dass die in Absatz 1 genannten 
Informationen den Verbrauchern und den Unternehmern leicht zu­
gänglich sind, u. a. auf einer speziellen Webseite. 

(3) Die Kommission leitet die in Absatz 1 genannten Informatio­
nen an die anderen Mitgliedstaaten und das Europäische Parlament 
weiter. Die Kommission hört die Beteiligten zu diesen Informatio­
nen an.“ 

Artikel 33 

Änderung der Richtlinie 1999/44/EG 

In die Richtlinie 1999/44/EG wird folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 8a 

Berichtspflichten 

(1) Erlässt ein Mitgliedstaat gemäß Artikel 8 Absatz 2 strengere 
Verbraucherschutzvorschriften als die in Artikel 5 Absätzen 1 bis 3 
und Artikel 7 Absatz 1 vorgesehenen, so setzt er die Kommission 
hiervon sowie von allen nachfolgenden Änderungen in Kenntnis. 

(2) Die Kommission stellt sicher, dass die in Absatz 1 genannten 
Informationen den Verbrauchern und den Unternehmern leicht zu­
gänglich sind, u. a. auf einer speziellen Webseite. 

(3) Die Kommission leitet die in Absatz 1 genannten Informatio­
nen an die anderen Mitgliedstaaten und das Europäische Parlament 
weiter. Die Kommission hört die Beteiligten zu diesen Informatio­
nen an.“ 

Artikel 34 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 35 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

▼B
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ANHANG I 

Informationen zur Ausübung des Widerrufsrechts 

A. Muster-Widerrufsbelehrung 

Widerrufsrecht 

Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen 
Vertrag zu widerrufen. 

Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag 1 . 

Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns ( 2 ) mittels einer eindeutigen 
Erklärung (z.B. ein mit der Post versandter Brief, Telefax oder E-Mail) über 
Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können dafür 
das beigefügte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht vor­
geschrieben ist. 3 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die 
Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden. 

Folgen des Widerrufs 

Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir 
von Ihnen erhalten haben, einschließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der 
zusätzlichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der Lie­
ferung als die von uns angebotene, günstigste Standardlieferung gewählt haben), 
unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, 
an dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen 
ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei 
der ursprünglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde 
ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser 
Rückzahlung Entgelte berechnet. 4 

5 

6 

Gestaltungshinweise: 

1. Fügen Sie einen der folgenden in Anführungszeichen gesetzten Textbausteine 
ein: 

a) im Falle eines Dienstleistungsvertrags oder eines Vertrags über die Lie­
ferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem begrenzten 
Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten wer­
den, von Fernwärme oder von digitalen Inhalten, die nicht auf einem 
körperlichen Datenträger geliefert werden: „des Vertragsabschlusses.“; 

b) im Falle eines Kaufvertrags:„, an dem Sie oder ein von Ihnen benannter 
Dritter, der nicht der Beförderer ist, die Waren in Besitz genommen haben 
bzw. hat.“; 

c) im Falle eines Vertrags über mehrere Waren, die der Verbraucher im 
Rahmen einer einheitlichen Bestellung bestellt hat und die getrennt gelie­
fert werden:„, an dem Sie oder ein von Ihnen benannter Dritter, der nicht 
der Beförderer ist, die letzte Ware in Besitz genommen haben bzw. hat.“; 

d) im Falle eines Vertrags über die Lieferung einer Ware in mehreren Teil­
sendungen oder Stücken:„, an dem Sie oder ein von Ihnen benannter 
Dritter, der nicht der Beförderer ist, die letzte Teilsendung oder das letzte 
Stück in Besitz genommen haben bzw. hat.“; 

e) im Falle eines Vertrags zur regelmäßigen Lieferung von Waren über einen 
festgelegten Zeitraum hinweg:„, an dem Sie oder ein von Ihnen benannter 
Dritter, der nicht der Beförderer ist, die erste Ware in Besitz genommen 
haben bzw. hat.“ 

▼B
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2. Fügen Sie Ihren Namen, Ihre Anschrift und, soweit verfügbar, Ihre Telefon­
nummer, Faxnummer und E-Mail-Adresse ein. 

3. Wenn Sie dem Verbraucher die Wahl einräumen, die Information über seinen 
Widerruf des Vertrags auf Ihrer Webseite elektronisch auszufüllen und zu 
übermitteln, fügen Sie Folgendes ein: „Sie können das Muster-Widerrufs­
formular oder eine andere eindeutige Erklärung auch auf unserer Webseite 
[Internet-Adresse einfügen] elektronisch ausfüllen und übermitteln. Machen 
Sie von dieser Möglichkeit Gebrauch, so werden wir Ihnen unverzüglich (z. 
B. per E-Mail) eine Bestätigung über den Eingang eines solchen Widerrufs 
übermitteln.“ 

4. Im Falle von Kaufverträgen, in denen Sie nicht angeboten haben, im Fall des 
Widerrufs die Waren selbst abzuholen, fügen Sie Folgendes ein: „Wir kön­
nen die Rückzahlung verweigern, bis wir die Waren wieder zurückerhalten 
haben oder bis Sie den Nachweis erbracht haben, dass Sie die Waren zurück­
gesandt haben, je nachdem, welches der frühere Zeitpunkt ist.“ 

5. Wenn der Verbraucher Waren im Zusammenhang mit dem Vertrag erhalten 
hat: 

a) Fügen Sie ein: 

— „Wir holen die Waren ab.“ oder 

— „Sie haben die Waren unverzüglich und in jedem Fall spätestens 
binnen vierzehn Tagen ab dem Tag, an dem Sie uns über den Wider­
ruf dieses Vertrags unterrichten, an … uns oder an [hier sind gege­
benenfalls der Name und die Anschrift der von Ihnen zur Entgegen­
nahme der Waren ermächtigten Person einzufügen] zurückzusenden 
oder zu übergeben. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie die Waren vor 
Ablauf der Frist von vierzehn Tagen absenden.“ 

b) Fügen Sie ein: 

— „Wir tragen die Kosten der Rücksendung der Waren.“; 

— „Sie tragen die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der Waren.“; 

— Wenn Sie bei einem Fernabsatzvertrag nicht anbieten, die Kosten der 
Rücksendung der Waren zu tragen und die Waren aufgrund ihrer 
Beschaffenheit nicht normal mit der Post zurückgesandt werden kön­
nen: „Sie tragen die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der Wa­
ren in Höhe von … EUR [Betrag einfügen].“, oder wenn die Kosten 
vernünftigerweise nicht im Voraus berechnet werden können: „Sie 
tragen die unmittelbaren Kosten der Rücksendung der Waren. Die 
Kosten werden auf höchstens etwa … EUR [Betrag einfügen] ge­
schätzt.“ oder 

— wenn die Waren bei einem außerhalb von Geschäftsräumen geschlos­
senen Vertrag aufgrund ihrer Beschaffenheit nicht normal mit der Post 
zurückgesandt werden können und zum Zeitpunkt des Vertragsschlus­
ses zur Wohnung des Verbrauchers geliefert worden sind: „Wir holen 
die Waren auf unsere Kosten ab.“ und 

c) Fügen Sie ein: „Sie müssen für einen etwaigen Wertverlust der Waren nur 
aufkommen, wenn dieser Wertverlust auf einen zur Prüfung der Beschaf­
fenheit, Eigenschaften und Funktionsweise der Waren nicht notwendigen 
Umgang mit ihnen zurückzuführen ist.“ 

6. Im Falle eines Vertrags zur Erbringung von Dienstleistungen oder der Lie­
ferung von Wasser, Gas oder Strom, wenn sie nicht in einem begrenzten 
Volumen oder in einer bestimmten Menge zum Verkauf angeboten werden, 
oder von Fernwärme fügen Sie Folgendes ein: „Haben Sie verlangt, dass die 

▼B
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Dienstleistungen oder Lieferung von Wasser/Gas/Strom/Fernwärme [Un­
zutreffendes streichen] während der Widerrufsfrist beginnen soll, so haben 
Sie uns einen angemessenen Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem 
Zeitpunkt, zu dem Sie uns von der Ausübung des Widerrufsrechts hinsicht­
lich dieses Vertrags unterrichten, bereits erbrachten Dienstleistungen im Ver­
gleich zum Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen 
entspricht.“ 

B. Muster-Widerrufsformular 

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular 
aus und senden Sie es zurück) 

— An [hier ist der Name, die Anschrift und gegebenenfalls die Faxnummer und 
E-Mail-Adresse des Unternehmers durch den Unternehmer einzufügen]: 

— Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag 
über den Kauf der folgenden Waren (*)/die Erbringung der folgenden Dienst­
leistung (*) 

— Bestellt am (*)/erhalten am (*) 

— Name des/der Verbraucher(s) 

— Anschrift des/der Verbraucher(s) 

— Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier) 

— Datum 

▼B 

(*) Unzutreffendes streichen.
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ANHANG II 

Entsprechungstabelle 

Richtlinie 85/577/EWG Richtlinie 97/7/EG Diese Richtlinie 

Artikel 1 Artikel 3 in Verbindung mit Artikel 2 Num­
mer 8 und 9 und Artikel 16 Buchstabe h 

Artikel 1 Artikel 1 in Verbindung mit Artikel 2 Num­
mer 7 

Artikel 2 Artikel 2 Nummer 1 und 2 

Artikel 2 Nummer 1 Artikel 2 Nummer 7 

Artikel 2 Nummer 2 Artikel 2 Nummer 1 

Artikel 2 Nummer 3 Artikel 2 Nummer 2 

Artikel 2 Nummer 4 Satz 1 Artikel 2 Nummer 7 

Artikel 2 Nummer 4 Satz 2 — 

Artikel 2 Nummer 5 — 

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 4 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe 
a 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe e und f 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe 
b 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe j 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe 
c 

— 

Artikel 3 Absatz 2, Buchstabe 
d 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe d 

Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe 
e 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe d 

Artikel 3 Absatz 3 — 

Artikel 3 Absatz 1 erster Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe d 

Artikel 3 Absatz 1 zweiter Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe l 

Artikel 3 Absatz 1 dritter Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe m 

Artikel 3 Absatz 1 vierter Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstaben e und f 

Artikel 3 Absatz 1 fünfter Gedanken­
strich 

Artikel 6 Absatz 3 und Artikel 16 Buchstabe 
k in Verbindung mit Artikel 2 Nummer 13 

Artikel 3 Absatz 2 erster Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe j 

Artikel 3 Absatz 2 zweiter Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe f (für die Ver­
mietung von Wohnraum), Buchstabe g (für 
Pauschalreisen), Buchstabe h (für Teilzeit­
nutzung), Buchstabe k (für die Beförderung 
von Personen, mit bestimmten Ausnahmen) 
und Artikel 16 Buchstabe l (Ausnahme vom 
Widerrufsrecht) 

Artikel 4 Satz 1 Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b, c und h, 
Artikel 7 Absätze 1 und 2 

Artikel 4 Satz 2 Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 7 
Absatz 1 
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Artikel 4 Satz 3 Artikel 6 Absatz 1 

Artikel 4 Satz 4 Artikel 10 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben b und c 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe g 

Artikel 4 Absatz 1Buchstabe f Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe h 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe g Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe h — 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe i Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben o und p 

Artikel 4 Absatz 2 Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit Arti­
kel 8 Absatz 1, 2 und 4 

Artikel 4 Absatz 3 Artikel 8 Absatz 5 

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 8 Absatz 7 

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe m 

Artikel 6 Absatz 1 Artikel 9 Absätze 1 und 2, Artikel 10, Ar­
tikel 13 Absatz 2, Artikel 14 

Artikel 6 Absatz 2 Artikel 13 und Artikel 14 Absatz 1 Unter­
absätze 2 und 3 

Artikel 6 Absatz 3 erster Gedanken­
strich 

Artikel 16 Buchstabe a 

Artikel 6 Absatz 3 zweiter Gedanken­
strich 

Artikel 16 Buchstabe b 

Artikel 6 Absatz 3 dritter Gedanken­
strich 

Artikel 16 Buchstaben c und d 

Artikel 6 Absatz 3 vierter Gedanken­
strich 

Artikel 16 Buchstabe i 

Artikel 6 Absatz 3 fünfter Gedanken­
strich 

Artikel 16 Buchstabe j 

Artikel 6 Absatz 3 sechster Gedanken­
strich 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe c 

Artikel 6 Absatz 4 Artikel 15 

Artikel 7 Absatz 1 Artikel 18 Absatz 1 (für Kaufverträge) 

Artikel 7 Absatz 2 Artikel 18 Absätze 2, 3 und 4 

Artikel 7 Absatz 3 — 

Artikel 8 — 

Artikel 9 Artikel 27 

Artikel 10 — 
(siehe jedoch Richtlinie 2002/58/EG, Arti­
kel 13) 

Artikel 11 Absatz 1 Artikel 23 Absatz 1 

Artikel 11 Absatz 2 Artikel 23 Absatz 2 

Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe a Artikel 6 Absatz 9 für die Beweislast hin­
sichtlich der vorvertraglichen Informations­
pflichten; ansonsten: — 

Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe b Artikel 24 Absatz 1 

Artikel 11 Absatz 4 — 
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Artikel 12 Absatz 1 Artikel 25 

Artikel 12 Absatz 2 — 

Artikel 13 Artikel 3 Absatz 2 

Artikel 14 Artikel 4 

Artikel 15 Absatz 1 Artikel 28 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 2 Artikel 28 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 3 Artikel 28 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 4 Artikel 30 

Artikel 16 Artikel 26 

Artikel 17 — 

Artikel 18 Artikel 34 

Artikel 19 Artikel 35 

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 9 und 11 

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 12 

Artikel 6 Artikel 25 

Artikel 7 Artikel 13, 14 und 15 

Artikel 8 Artikel 4 

Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. Oktober 2004 über die Zusammenarbeit zwischen den 
für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen 
Behörden (Verordnung über die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz) ( 1 ) 

Zu verstehen als Verweis auf 

Nummern 2 und 11 diese Richtlinie 

( 1 ) ABl. L 364 vom 9.12.2004, S. 1. 
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